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Geſetz Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


——— ——————— 


— Nr 34. 


(Nr. 2883.) Deklaration einiger Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts und der Gemein⸗ 
heitstheilungs-Ordnung vom 7. Juni 1821., betreffend das nutzbare Ge⸗ 
meindevermoͤgen. Vom 26. Juli 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen zur Beſeitigung der Zweifel, welche uͤber die Anwendung einiger 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts und der Gemeinheitstheilungsordnung 
vom 7. Juni 1821. auf das Vermoͤgen der Stadt- oder Landgemeinden ent⸗ 
ſtanden find, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, nach Anhörung Un- 
ſerer getreuen Staͤnde und nach vernommenem Gutachten Unſeres Staatsraths, 
fuͤr alle Theile Unſerer Monarchie, in denen das Allgemeine Landrecht Ge— 
ſetzeskraft hat, was folgt: 


§. 1. 

Das zur Beſtreitung der Laſten und Ausgaben der Stadt- oder Land⸗ 
gemeinden beſtimmte Vermögen (in Städten Kaͤmmereivermoͤgen genannt) kann 
durch eine Gemeinheitstheilung niemals in Privatvermögen der Gemeindeglie— 
der verwandelt werden. 

Eben ſo wenig darf derjenige Theil des Vermoͤgens einer Stadt- oder 
Landgemeinde, deſſen Nutzungen den einzelnen Gemeindemitgliedern oder Ein⸗ 
wohnern vermoͤge dieſer ihrer Eigenſchaft zukommen (das Gemeindeglieder⸗ 
Vermoͤgen, in Städten Bürgervermögen genannt), durch eine Gemeinheitsthei⸗ 
lung in Privatvermoͤgen der Mitglieder oder Einwohner verwandelt werden. 
Dieſe Beſtimmung findet auch dann Anwendung, wenn die den Mitgliedern 
oder Einwohnern, als ſolchen zuſtehenden Nutzungsrechte noch außerdem durch 
den Beſitz eines Grundſtuͤcks, oder durch beſondere perſoͤnliche Verhaͤltniſſe be— 
dingt ſind. 

5 Die Abfindung fuͤr ſolche Nutzungsrechte faͤllt daher der Gemeinde als 
Korporation zu, waͤhrend die berechtigten Gemeindemitglieder oder Einwoh⸗ 
ner die Benutzung dieſer Abfindung für die Dauer ihrer Nutzungsrechte er— 
halten. 
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Nutzungsrechte der Gemeindemitglieder oder Einwohner am Gemeinde— 
glieder-Vermoͤgen, welche denſelben nicht vermoͤge dieſer ihrer Eigenſchaft, fon- 
dern aus einem andern Rechtstitel gebuͤhren, gehoͤren nicht zum Gemeindever— 
mögen, ſondern zum Privatvermoͤgen der Nutzungsberechtigten, in welches 
daher auch die auf dieſe Rechte bei der Gemeinheitstheilung fallenden Abfin— 
dungen uͤbergehen. 

Der H. 17. der Gemeinheitstheilungs-Ordnung bezieht ſich ausſchließlich 
auf dieſe zum Privatvermoͤgen gehörenden Nutzungsrechte. 

$. 3. 

Die Beſtimmungen des F. 72. Titel 6. und des $. 160. Titel 8. Th. II. 
des Allgemeinen Landrechts, daß das Gemeindeglieder-Vermoͤgen nach den 
Regeln des gemeinſamen Eigenthums beurtheilt werden ſoll, ſind nur von der 
Verwaltung jenes Vermoͤgens zu verſtehen. 


H. 4. 

Die Vorſchriften der H. 28. und 30. Titel 7. Theil II. des Allgemei: 
nen Landrechts beziehen ſich nur auf ſolche Gemeingruͤnde und Gemeinweiden, 
welche zum Gemeindeglieder-Vermoͤgen gehoͤren. 

8 

Die in den HH. 41. und 42, der Gemeinheitstheilungs-Ordnung vom 
7. Juni 1821. über das Maaß der Theilnahme an gemeinſchaftlichen Huͤtungs⸗ 
nutzungen enthaltenen ſubſidiariſchen Beſtimmungen finden ſowohl auf die zum 
e (H. 2.), als auch auf die zum Gemeindeglieder-Vermoͤgen (F. 1.) 
gehoͤrigen Huͤtungsnutzungen Anwendung. 

$. 6. 

Wird in Folge der Gemeinheitstheilung eine anderweite Regulirung fuͤr 
die Ausuͤbung der den Gemeindegliedern und Einwohnern an der Abfindung 
($. 1.) zuſtehenden Nutzungsrechte nöthig, fo erfolgt dieſelbe durch die Ausein— 
anderſetzungsbehoͤrde, nach Kommunikation mit der Regierung (H. 11. der Ver⸗ 
ordnung vom 30. Juni 1834.) 

§. 7. 


Die gegenwaͤrtige Deklaration findet auf die vor Publikation derſelben 
durch Vergleich oder rechtskraͤftiges Urtheil erledigten Streitfaͤlle keine An— 


We 
rkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouci, den 26. Juli 1847. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
, Frh. v. Muͤffling. 
v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Ühden. 
Beglaubigt: 
Bode. 


(Fr. 2884.) 
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(Nr. 2884.) Allerhoͤchſtes Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender An: 
klamer Kreisobligationen zum Betrage von 73,000 Rthlr. Vom 30. Juli 
1847. ü 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem von den Anklamer Kreisſtaͤnden die Aufbringung der, außer 
den bewilligten Staats- und den Provinzialzuſchuͤſſen erforderlichen Mittel 1 15 
Bau der Chauſſee von Anklam nach der Demminer Kreisgrenze in der Rich⸗ 
tung auf Klempenow bei Breeſt, ſowie des in den Anklamer Kreis fallenden 
Theils einer Chauſſee von Borkenfriede nach Ufermünde im Wege einer An⸗ 
leihe beſchloſſen und bei Uns darauf angetragen worden iſt, daß der Kreis zu 
dieſem Behufe auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene Kreis— 
Obligationen im Betrage von 73,000 Rthlrn., geſchrieben: Drei und Siebenzig 
Tauſend Thalern, ausſtellen duͤrfe, ſo wollen Wir den gedachten Beſchluß ge⸗ 
nehmigen, und mit Ruͤckſicht darauf, daß ſich bei dem obigen Antrage weder 
im Intereſſe der Glaͤubiger, noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden, 
in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung fuͤr jeden Inhaber enthalten, 
zur Ausgabe von Anklamer Kreisobligationen bis zur Geſammtſumme von 
73,000 Rthlrn. in Appoints von mindeſtens 50 und hoͤchſtens 500 Kthlrn., 
welche nach dem anliegenden Schema auszuſtellen, mit Vier Prozent zu ver= 
zinſen und aus dem vom Kreiſe aufzubringenden Tilgungsfonds nach der durch 
das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges 
Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung 
ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden 
Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend 
zu machen befugt iſt. 

Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates uͤbernommen. 

Gegeben Sansſouci, den 30. Juli 1847. 


(L. S) Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. v. Duͤesberg. 


(Nr. 2884.) 55% Schema. 


SEE — 


Schema. 


Anklamer Kreis-Obligation. 
11 . 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des Anklamer Kreiſes 
bekennt auf Grund des Allerhöoͤchſt beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 4. März 
und 28. Oktober 1846. und 2. Januar 1847. ſich Namens des Kreiſes durch 
dieſe für jeden Inhaber gültige Verſchreibung zu einer Schuld von 

. Thalern Preußiſch Kurant⸗ 
nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche gegen Leiſtungen fuͤr den Anklamer 
Kreis kontrahirt worden. 

Die Ruͤckzahlung geſchieht allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebil⸗ 
deten Tilgungsfonds von jaͤhrlich Einem Prozent des Kapitals. Die Folge⸗ 
Ordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch das Loos be— 
ſtimmt. Die ausgelooſten Schuldverſchreibungen werden durch die Haude und 
Spenerſche und die Voßiſche Berliner Zeitung mit der rechtlichen Wirkung zur 
allgemeinen Kenntniß gebracht, daß die Inhaber derſelben dadurch zur An⸗ 
nahme des auf jene Schuldverſchreibungen fallenden Kapitals nebſt Zinſen zu 
den in der Bekanntmachung bezeichneten Terminen verpflichtet werden. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital nach der deshalb er⸗ 
gehenden öffentlichen Bekanntmachung zu entrichten iſt, wird es in halbjähr- 
lichen Terminen, von heute ab gerechnet, mit Vier Prozent in gleicher Muͤnz⸗ 
ſorte mit jenem verzinſt. 

Die Ausbezahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck— 
gabe der hiermit ausgegebenen Zinsſcheine und dieſer Schuldverſchreibung. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter 
ſchrift ertheilt. 


Anklam, den ten 184 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im 
Anklamer Kreiſe. 


Mit dieſer Obligation ſind Fuͤnf Zinskupons von No. 1. bis 5. mit der 
Unterſchrift der hier A ſtaͤndiſchen Kommiſſarien ausgegeben, deren 
RN bei früherer Einloͤſung des Kapitals mit der Schuldverſchreibung 
erfolgt. 


(Nr. 2885.) 
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(Nr. 2885.) Allerhoͤchſtes Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Ufer- 
muͤnder Kreisobligationen zum Betrage von 27,000 Rthlr. Vom 30. Juli 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen dc. ꝛc. 


Nachdem von den Ukermuͤnder Kreisſtaͤnden die Aufbringung der, außer den 
bewilligten Staats- und den Provinzialzuſchuͤſſen erforderlichen Mittel zum Bau 
des in den Ukermuͤnder Kreis fallenden Theils einer Chauſſee von Borkenfriede 
nach Ukermuͤnde im Wege einer Anleihe beſchloſſen und bei Uns darauf ange⸗ 
tragen worden iſt, daß der Kreis zu dieſem Behufe auf jeden Inhaber lau⸗ 
tende, mit Zinsſcheinen verſehene Kreisobligationen im Betrage von 27,000 Rthlrn., 
en „Sieben und Zwanzig Tauſend Thalern“, ausſtellen dürfe, fo wollen 
Wir den gedachten Beſchluß genehmigen und mit Ruͤckſicht darauf, daß ſich 
bei dem obigen Antrage weder im Intereſſe der Glaͤubiger, noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung fuͤr 
jeden Inhaber enthalten, zur Ausgabe von Ukermuͤnder Kreisobligationen bis 
ur Geſammtſumme von 27,000 Rthlrn. in Appoints von mindeſtens 50 und 
böchſtens 500 Rthlrn., welche nach dem anliegenden Schema auszuſtellen, mit 
Vier Prozent zu verzinſen und aus dem vom Kreiſe aufzubringenden Tilgungs⸗ 
Fonds, nach der durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung zu tilgen ſind, 
durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherkliche Genehmigung mit der 
rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die 
daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nach— 
weiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates uͤbernommen. 

Gegeben Sansfouci, den 30. Juli 1847. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. v. Duͤesberg. 


Schema. 


Ukermünder Kreis - Obligation. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauffeebau des ÜUkermuͤnder Kreiſes 
bekennt auf Grund des Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 19. Juni 
(Nr. 2885—2886.) 1844. 
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1844. und 22. April 1846. ſich Namens des Kreiſes durch dieſe für jeden 
Inhaber guͤltige Verſchreibung zu einer Schuld von 

2. Thalern Preußiſch Kurant — 
nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche gegen Leiſtungen fuͤr den Ukermuͤnder 
Kreis kontrahirt worden. 

Die Ruͤckzahlung geſchieht allmaͤlig aus einem, zu dieſem Behufe gebil⸗ 
deten Tilgungsfonds von jährlich Einem Prozent des Kapitals. Die Folge⸗ 
Ordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch das Loos be: 
ſtimmt. Die ausgelooſten Schuldverſchreibungen werden durch die Allgemeine 
Preußiſche Zeitung, die Stettiner Zeitung und das Stettiner Regierungs⸗ 
Amtsblatt mit der rechtlichen Wirkung zur allgemeinen Kenntniß gebracht, 
daß die Inhaber derſelben dadurch zur Annahme des auf jene Schuldverfchrei- 
bungen fallenden Kapitals nebſt Zinfen zu den in der Bekanntmachung bezeich⸗ 
neten Terminen verpflichtet werden. Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das 
Kapital nach der deshalb ergehenden oͤffentlichen Bekanntmachung zu entrichten 
iſt, wird es in halbjaͤhrlichen Terminen, von heute ab gerechnet, mit Vier 
Prozent in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſt. 

Die Ausbezahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße 
Ruͤckgabe der hiermit ausgegebenen Zinsſcheine und dieſer Schuldverſchreibung. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit feinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter— 
ſchrift ertheilt. 

Ukermuͤnde, den ten 184 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau im 
Be lerne Kreiſe. N 


Mit dieſer Obligation find Fünf Zinskupons von No. 1. bis 5. mit der 
Unterſchrift der hier b n ſtaͤndiſchen Kommiſſarien ausgegeben, deren 
no bei früherer Einloͤſung des Kapitals mit der Schuldverſchreibung 
erfolgt. 


(Nr. 2886.) Allerhoͤchſtes Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender 
Templiner Kreisobligationen im Betrage von 104,000 Rthlrn. Vom 
2. Auguſt 1847. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. dc. 

Nachdem von den Templiner Kreisſtaͤnden die Unterſtuͤtzung der nach dem 
Kreistagsbeſchluß vom 23. Mai 1846. im dortigen Kreiſe in Ausſicht zu neh— 
menden Chauſſeebauten durch Bewilligung von Praͤmien zu 5000 Rthlr. pro 
Meile beſchloſſen, dieſer Beſchluß von Uns genehmigt und die zur Befoͤrderung 
der gedachten Bauten erwaͤhlte kreisſtaͤndiſche Kommiſſion bevollmaͤchtigt worden 

iſt, 


4 
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iſt, die zu dieſem Behufe erforderlichen Geldmittel im Wege eines Anlehens 
zu beſchaffen, wollen Wir, auf den Antrag der gedachten Kommiſſion, zu dem 
Ende auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene Kreisobligationen 
zum Betrage von Einmalhundert und vier Tauſend Thalern ausſtellen zu duͤrfen, 
da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas 
zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des $. 2, des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. zur Ausſtellung von Templiner Kreisobligationen zum Betrage von 
104,000 Rthlrn., welche nach dem Befinden der mehrgedachten Kommiſſion in 
Stuͤcken von 50, 100 und 500 Rthlrn. nach dem anliegenden Schema auszu⸗ 
ſtellen, mit 4 Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und aus dem vom Kreiſe aufzu⸗ 
bringenden Tilgungsfonds nach der durch das Loos beſtimmten Folgeordnung 
zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Geneh⸗ 
migung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer 
Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung des 
Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats uͤbernommen. 

Gegeben Sansſouei, den 2. Auguſt 1847. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. v. Duͤesberg. 


Templiner Kreis-Obligation 


Lilli. A. e a 


nm; ftändifche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Templinſchen Kreiſes 
bekennt auf Grund des Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluſſes vom 27. Maͤrz 
1847. ſich Namens des Kreiſes durch dieſe fuͤr jeden Inhaber gültige Verſchrei— 


bung zu einer Schuld von 

> Thalern Preußiſch Kurant — 
nach dem Muͤnzfuße von 1764., welche für den Templiner Kreis kontrahirt 
werden. 

Die Bezahlung geſchieht allmaͤlig aus einem zu dieſem Behuf gebildeten 
Tilgungsfonds. Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibung wird 
durch das Loos beſtimmt. Die Bekanntmachung der ausgelooſten Obligationen 
erfolgt durch die Allgemeine Preußiſche, die Berliner Haude und Spenerſche, 
die Berliner Voſſiſche Zeitung und durch das Amtsblatt der Koͤniglichen Re⸗ 
gierung zu Potsdam mit der rechtlichen Wirkung, daß die Inhaber derſelben 
dadurch zur Annahme der darauf fallenden Kapitalien nebſt Zinſen zu den in 
der Bekanntmachung bezeichneten Terminen verpflichtet ſind. i 

(Nr. 2886—2887,) Bis 
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Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital nach der deshalb er⸗ 
gehenden öffentlichen Bekanntmachung zu entrichten iſt, wird es in halbjaͤhrlichen 
Terminen von heute ab gerechnet, mit Vier Prozent in gleicher Muͤnzſorte mit 
jenem verzinſt. 

Die Ausbezahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße 
Ruͤckgabe der hiermit ausgegebenen Zinsſcheine und dieſer Schuldverſchreibung. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zur Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. 

Templin, den . ten 184. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion 
fuͤr den Chauſſeebau im Templinſchen Kreiſe. 
Mit dieſen Obligationen find fuͤnf Zinskupons No. 1. bis 5. mit der 


Unterſchrift des hierunter verzeichneten Landraths ausgegeben, deren Ruͤckgabe 
bei früherer Einlöfung des Kapitals mit der Schuldverſchreibung erfolgt. 


(Ir. 2887.) Allerhöchfte Kabinetsorder vom 19. Auguſt 1847., betreffend die Deklaration 
„in des F. 3. Theil II. des Militairſtrafgeſetzbuches. 


ur Beſeitigung der, nach Ihrem Vortrage, durch den F. 3. Theil II. des 
Strafgeſetzbuchs fuͤr das Heer entſtandenen Zweifel uͤber die Grenzen der 
Kompetenz der Zivilbehoͤrden zur Unterſuchung und Entſcheidung der Kontra; 
ventionen der Militairperſonen gegen Polizeigeſetze, erkläre Ich hiermit, daß 
zu den dort erwaͤhnten Polizeigeſetzen die milita irpolizeilichen Anordnungen 
nicht gehoͤren, und zwar ohne Ruͤckſicht darauf, ob die militairpolizeiliche Anord— 
nung blos fuͤr Militairperſonen erlaſſen, oder, um deren verbindliche Kraft auch 
fuͤr die Zivilperſonen außer Zweifel zu ſtellen, unter Mitzeichnung der Zivil⸗ 
Polizeibehoͤrde bekannt gemacht worden iſt. Werden militairpolizeiliche Anord⸗ 
nungen von Militairperſonen uͤbertreten, ſo gebuͤhrt die Unterſuchung und Ent⸗ 
ſcheidung den Militairbefehlshabern, oder inſofern eine Disziplinarbeſtrafung 
nicht ausreicht, den Militairgerichten. Dieſe Deklaration iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu publiziren. 

Sansſouci, den 19. Auguſt 1847. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Kriegsminiſter General der Infanterie von Boyen. 


